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tion mitgeteilt, dass die Schweiz die deutsche Vorschrift, abgehobene, aber nicht verbrauchte 
Schweizerfrankenbeträge seien innert drei Tagen der Reichsbank abzuliefern, mit dem Sinn und 
dem Zweck des Reiseabkommens für unvereinbar halte und deshalb geeignete M assnahmen tref­
fen werde, damit solche Beträge in der Schweiz verbleiben. Im ferneren wurde die deutsche Delega­
tion darauf aufmerksam gemacht, dass in der Schweiz immer noch der Bundesratsbeschluss14 in 
Kraft sei, dass deutsche Kreditbriefe in der Schweiz nicht eingelöst werden dürfen und dass mit eini­
gen Tagen für die Abänderung dieses Beschlusses und für die Inkraftsetzung der A usführungsbe­
stimmungen benötigt würden.

Am Samstag mittag wurde mit dem Auswärtigen Am te folgende Pressenotiz vereinbart, die ich 
sofort auch an die Schweizerische Depeschenagentur weitergab:

«Die deutsch-schweizerischen Verhandlungen über eine Neuregelung des Reiseverkehrs von 
Deutschland nach der Schweiz haben bisher zu keiner Einigung geführt. Es wird daher mit W irkung 
vom 16. Dezember 1935 wieder die Vereinbarung über den deutsch-schweizerischen Reiseverkehr 
vom 17. April 1935 angewandt werden. Demnach tritt das durch das Zwischenabkommen vom 
27. September 1935 eingeführte Gutscheinsystem ausser Kraft und die Reisezahlungsmittel wer­
den wiederum in bar eingelöst.

Im Einvernehmen mit der schweizerischen Regierung wird der im April-Abkom men vorgese­
hene Höchstbetrag für den ersten Kalendermonat der genehmigungsfreien Inanspruchnahm e auf 
DM 500.— herabgesetzt.

Eine missbräuchliche Verwendung der auf Grund der Reisezahlungsmittel erhobenen Franken­
beträge wird nach den deutschen und schweizerischen Strafbestimmungen geahndet.»

Ich führe dieses Communiqué hier noch einmal auf, weil es die formelle Festlegung der H erab­
setzung der 700 M ark-Grenze im ersten Reisemonat auf 500 Mark enthält sowie die offizielle 
Erklärung des deutschen Einverständnisses mit scharfen schweizerischen Massnahmen gegen 
missbräuchliche Verwendung der Reisezahlungsmittel.

14. Le 9 août 1935, le Conseil fédéral décide:
[ . . . ]

2. Vom 1. September an sollen bis auf weiteres in Deutschland keinerlei Reisedokumente zur 
Einlösung in der Schweiz mehr ausgestellt werden. Es betrifft dies Reisekreditbriefe, Reise­
schecks, schweizerische Postreiseschecks, Akkreditive, Hotelgutscheine, sowie auch G ut­
scheine für Pauschal- und Gesellschaftsreisen (E  1004 1/353).
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Le Chef de la Délégation suisse chargée des négociations de clearing 
avec l ’Italie, P. Vieli, au Directeur de la Division du Commerce du Département 

de l ’Economie publique, W. Stucki

L  Per Express Rom, 27. November 1935

Soeben von einer persönlichen Besprechung mit Giannini zurückgekehrt, 
kann ich Ihnen folgendes mitteilen: 

Ich habe noch einmal die letzten Trümpfe ausgespielt und erklärt, dass meine 
formellen Instruktionen aus Bern dahin lauteten, dass ich die Offerte von 3,5 Mil-
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lionen1 für die ersten Dezembertage nur dann annehmen könne, wenn man dafür 
die späteren Raten um 1 Monat vorrücke. Sie werden sich aus der Beilage meines 
Briefes vom 23. November2 erinnern, dass die Italiener vier Monatsraten von je 
4,7 Millionen offeriert hatten, wobei die erste Rate am 31. Januar 1936 fällig 
geworden wäre. Schon in meiner persönlichen Unterredung von gestern hatte ich 
dies als unannehmbar erklärt, worauf mir Giannini sukzessive zuerst 2 Millionen, 
dann 3 Millionen, dann 3,5 Millionen in den ersten Tagen Dezember, hernach 1,2 
Millionen am 1. Februar und die folgenden drei Raten von je 4,7 Millionen am 
l.M ärz, 1. April und l.M ai offeriert hatte. Dieses letztere Angebot habe ich 
Ihnen gestern Abend telephonisch bekannt gegeben und Sie ermächtigten mich 
heute Morgen, nach Rücksprache mit Herrn Bundesrat Obrecht, auf dieser Basis 
eventuell abzuschliessen, allerdings mit der Beifügung: «au mieux».

Wie bemerkt, habe ich nun den «coup» versucht und Giannini erklärt, dass ich 
abreisen müsste, wenn nicht nebst den 3,5 Millionen in den ersten Dezember­
tagen die anderen Raten jeweils um 1 Monat vorgeschoben würden, d. h. also 
anfangs Januar 1,2 Millionen, Anfang Februar, März und April je 4,7 Millionen. 
Es gab darauf eine ziemlich heftige Szene, worauf Giannini in meiner Anwesen­
heit den Sovraintendenten3 Guarneri anrief, der offenbar die Stellung eines Dik­
tators auf dem ganzen Devisengebiet einnimmt und in ständigem Kontakt mit 
dem Regierungschef steht. Als ich aus dem Telephon merkte, dass Guarneri nicht 
einlenken wollte, rief ich schliesslich mit ziemlich lauter Stimme, sodass er es auf 
der ändern Seite hören konnte: «Herr Guarneri möge wohl eine Autorität auf 
dem Devisengebiet sein, ich möchte ihn aber auch fragen, ob er die Verantwor­
tung übernehme, dass es mit der Schweiz zu einem Bruch komme und die Schweiz 
dann zu den Sanktionsstaaten4 hinübergleite. Schliesslich rückte das Angebot 
heraus, am 10. Dezember 3 Millionen, am 10. Januar 1,7 Millionen, am 10. Fe­
bruar, 10. März und 10. April jeweils 4,7 Millionen zu bezahlen. Nach weiteren 
Verhandlungen, die immer zwischen mir und Giannini und Guarneri am Tele­
phon vor sich gingen, erlangte ich schliesslich folgende Zahlungstabelle:

5. Dezember 3,0 Millionen
5. Januar 1,7 Millionen
1. Februar 4,7 Millionen
l.M ärz 4,7 Millionen
1. April 4,7 Millionen

18,8 Millionen

Ich glaubte diese Offerte annehmen zu sollen. Wir erhalten allerdings in den 
ersten Dezembertagen 500 000 Franken weniger als er mir gestern (wie ich heute 
aus dem Telephongespräch Giannini—Guarneri genau merkte, auf eigene Faust 
und ohne Zustimmung Guarneris eingeräumt hatte; dagegen erfolgen die späte-

1 . l i e s t  question  ici e t dans la su ite  de la lettre, du p a iem en t de la p a r t de l ’Ita lie  des arriérés résu l­
tan t de la livra ison  de m archandises suisses. Cf. n° 146.
2. N on retrouvé.
3 . Cf. n° 147 , n. 1.
4. Cf. rubrique 1.4: SdN , con flit ita lo-éth iopien , san ction s...
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ren Zahlungen umso rascher. Das Resultat ist eigentlich noch günstiger als dasje­
nige, welches wir als erste Alternative in unserem Aide-Mémoire vom 
22.November 1935 unter Punkt 3 a) aufgestellt hatten (unser Aide-Mémoire 
habe ich meinem Briefe vom 23. ds. Mts. beigefügt)5.

Die Seidenfrage6 konnte ich trotz nochmaligem Insistieren nicht mit dem Clea­
ringvertrag verkoppeln. Die Italiener waren in dieser Frage äusserst kategorisch 
und schnitten jede Diskussion ab. Wir werden nun trachten müssen, sie nachträg­
lich einer Lösung zuzuführen.

[ . . .]

5. Cf. n. 2 ci-dessus.
6. Cf. n° 129.
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Le Président du Comité Italie de l ’Association suisse des banquiers, Ch. Zoelly, 
au Directeur de la Division du Commerce du Département de 

l ’Economie publique, W. Stucki

Betr. Clearingverhandlungen mit Italien Zürich, 27, November 1935

Aus einer uns gestern gewordenen Mitteilung der Schweizerischen National­
bank haben wir zur Kenntnis genommen, dass entgegen der früheren Annahme 
die Verhandlungen mit Italien zurzeit geführt werden auf der Grundlage eines 
Totalclearings, wobei für die Bedienung der Finanzinteressen von den Einzah­
lungen für Warenimporte 15% reserviert werden sollen. In der telephonischen 
Unterhaltung, die der Unterzeichnete gestern mit Ihnen zu führen die Ehre hatte, 
haben Sie diese Mitteilung bestätigt und einige ergänzende Mitteilungen 
gemacht, für die wir Ihnen bestens danken.

Das Komitee Italien der Schweizerischen Bankiervereinigung wird nächsten 
Freitag zusammentreten, um zu der Situation Stellung zu nehmen. A uf Grund 
telephonischer Unterhaltungen mit einer Anzahl von Mitgliedern des Komitee 
Italien sehe ich mich veranlasst, Ihnen folgendes zur Kenntnis zu bringen: 

Nachdem angesichts der heutigen Situation der Abschluss eines Clearingver­
trages, der mit wenigen Ausnahmen den gesamten Zahlungsverkehr umfassen 
soll, zur zwingenden Notwendigkeit wird, stellt das Komitee Italien mit Genugtu­
ung fest, dass für die Bedienung der Interessen der Finanzgläubiger eine Formel 
in Aussicht genommen ist, die an sich dem Begehren entspricht, das wir seinerzeit 
in einem Schreiben vom 25. August1 an Herrn Legationsrat Dr. Vieli unterbreitet 
haben. Die Finanzgläubiger werden demnach nicht auf einen allfälligen Saldo des

1. Datée en réalité du 2 7  août, non reproduite.
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